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Zwischenbilanz zum Leber-Plan
Prof. Dr. Rainer Willel<e, Köln

Zur Jahresmitte steht das von 1968 bis 1972 
reichende Verkehrspolitische Programm der 

Bundesregierung (Leber-Plan) in der Halbzeit. 
Dieser Hinweis hat substantielle Bedeutung. 
Denn es ist bei den Begründungen zu den auf das 
Programm gestützten Entscheidungen üblich und 
zur Wahrung des Einklangs m it den Beschlüssen 
des EWG-Ministerrates auch notwendig gewor­
den, von zwei Planstufen zu sprechen. Dabei ist 
eine interventionistisch geprägte Bereinigungs­
und Anlaufphase von der Phase der eigentlichen 
Konsolidierung abzuheben. So soll die erste 
Stufe des Leber-Plans m it einem Bündel von Ziel­
vorgaben und Einzeleingriffen die Voraussetzun­
gen für ein dann im wesentlichen marktwirtschaft­
liches Ordnungsgefüge schaffen. Ein wichtiger 
Termin unterstreicht diesen Übergang: Die zur 
Abdrängung von Teilen des Straßentransportauf­
kommens auf die Schiene eingerichtete Straßen­
güterverkehrssteuer läuft aus; sie ist zum Jahres­
wechsel nach eindeutigen Absichtserklärungen 
und in Übereinstimmung mit dem Zeitplan zur 
Harmonisierung der EWG-Verkehrspolitik durch 
eine wegekostenorientierte Belastungsregelung 
abzulösen.

Verzerrung durch Boom

Der steile Konjunkturauftrieb der Jahre 1968 und 
1969 schuf für die auf eine Verbesserung ihres 
Finanzstatus zielenden Eigenanstrengungen der 
Deutschen Bundesbahn zunächst unerwartet gün­
stige Voraussetzungen. Im Sog des gesamtwirt­
schaftlichen Wachstums waren vor allem die Be­
mühungen um den aufkommensstarken Knoten­
punktverkehr m it industriellen Massen- und In­
vestitionsgütern erfolgreich. Der gleiche Zusam­
menhang förderte die Expansion des kombinier­
ten Verkehrs mit Container- und Huckepack-

Zügen beträchtlich. Anerkennung verdient zudem 
die elastisch werbende Absatzpolitik im Fern­
reiseverkehr.

Die anomale und zur Herbstspitze 1969 schon 
gefährlich zugespitzte Beschäftigungslage macht 
es allerdings sehr schwierig, die nachhaltige W ir­
kung der eingeleiteten Reformschritte vom zyk­
lischen Niederschlag der angespannten Kapazi­
tätsnutzung zu trennen. Dies g ilt insbesondere 
auch fü r die Beurteilung der Verlustminderung 
nach dem fü r 1969 ausgewiesenen und fü r 1970 
erwarteten Wirtschaftsergebnis. Sicher dürfte 
allerdings sein, daß angesichts der breit ange­
laufenen Personalkostensteigerung die in Aus­
sicht gestellte weitere Verkleinerung des Bilanz­
defizits nur durch eine neuerliche Ausweitung 
der erfolgswirksamen Bundeszuschüsse erreicht 
werden kann. Tatsächlich zeigt der Boom bereits 
sein Doppelgesicht. Weiterführenden Sanierungs­
erfolgen stand zunächst die als Dämpfungsbei­
trag verordnete Verzögerung der marktmöglichen 
Tarifanhebung entgegen. In diese Richtung w irkt 
auch weiterhin die Finanzierungsenge in bezug 
auf größere Investitionsvorhaben. Die paradoxe 
Lage im Personalbereich kennzeichnet das Bild: 
Während die Durchsetzung arbeitssparender Tech-
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niken und Organisationsformen und somit ein 
organischer Abbau des Personalbestandes nach 
wie vor im Zentrum des Reformprogramms steht, 
tr itt bei den gegebenen und nur in kleinen Schrit­
ten verbesserten Produktions- und Absatzstruk­
turen ein ausgesprochener Arbeitskräftemangel 
in Erscheinung.

Kapazitätsprobleme

Auch die Entwicklung in den anderen Verkehrs­
bereichen ist durch die extreme Mengenkonjunk­
tu r geprägt. Die zur Kapazitätsbereinigung des 
Binnenschiffahrtsangebots einsetzende Abwrack­
aktion konnte nur schleppend anlaufen und be­
w irkt tatsächlich eine Substitution von veralte­
tem durch hochleistungsfähigen Schiffsraum. Vor 
allem die Ausweitung der in zunehmendem Maße 
auch fü r die Nachtfahrt ausgerüsteten Spe- 
ziaitonnage — besonders im Bereiche der Schub­
schiffahrt — wird stark vorangetrieben. Die Dis­
kussion über marktzerrüttende Kapazitätsüber­
hänge ruht bisher völlig.

Die Gunst randvoller Beschäftigung ließ den 
gewerblichen Güterfernverkehr die Bürde der 
heißumkämpften Straßengüterverkehrssteuer (Le­
ber-Pfennig) ohne Schwierigkeiten tragen. Selbst 
bei dem um das drei- bis fünffach höher belaste­
ten Werkfernverkehr ergibt sich in bezug auf eine 
Transportumlenkung kein eindeutiges Bild. Im­
merhin wurde die weitere Expansion fühlbar ge­
bremst. Dies und die Tatsache, daß es trotz 
spürbarer Laderaumverknappung erst im Früh­
sommer 1970 zu einer mäßigen Aufstockung der 
gewerblichen Fahrzeugkonzessionen kam, erklärt 
einen „Überlaufeffekt“ zur Schiene. Man mag 
dies im Sinne des Leber-Pians als relative Stra­
ßenentlastung deuten. Ursächlich dafür sind aber 
zu einem wesentlichen Teil die starre Höchst­
zahlkontingentierung und die exzessive Steuer­
belastung des Werkfernverkehrs ’ ). Diese beiden 
Fesseln fü r eine spontane, an dem tasächlichen 
Bedarf orientierte Anpassung der Kapazitäten 
des Straßengüterverkehrs können jedoch nur als 
Instrumente der Anlaufphase gerechtfertigt wer­
den. Sie widersprechen mit ihrem dirigistisch 
verkehrslenkenden Inhalt den auf die zweite Stufe 
des Verkehrspolitischen Programms bezogenen 
Ordnungsabsichten.

Neuer Wegekostenbericlit. . .

Entscheidende Fortschritte für einen marktkon­
formen Ausgleich der Wettbewerbsspannung 
zwischen Schiene und Straße wurden dagegen

von der Lösung der Wegekostenfrage erwartet. 
Allen Reformüberlegungen zum Abbau von Wett­
bewerbsverzerrungen lag seit mehr als einein­
halb Jahrzehnten die Vermutung zugrunde, daß 
der Güterkraftverkehr und vornehmlich der Ein­
satz schwerer Lastzugeinheiten in viel zu ge­
ringem Umfang zur Deckung der von ihm ver­
anlaßten Infrastrukturkosten herangezogen werde. 
Im Gegensatz dazu habe die Eisenbahn die 
Kosten ihrer Verkehrswege betriebsintern und 
damit im vollen Umfang selbst zu tragen -  eine 
angesichts des Gesamtdefizits allerdings bereits 
im Ansatz fragwürdige Prämisse. Dieser Annahme 
entsprechend sollen nach der Ordnungssystema­
tik  des Leber-Plans und in Übereinstimmung mit 
dem EWG-Harmonisierungsprogramm die groben 
Instrumente Steuer- und kontingentierungspoliti­
scher Verkehrslenkung durch ein neues wege­
kostenorientiertes Belastungssystem abgelöst 
werden.

Der zur Vorbereitung und Absicherung dieses 
Schrittes von einer Arbeitsgruppe des Bundes­
verkehrsministeriums zum Sommer 1969 erstellte 
Wegekostenbericht erbrachte jedoch nur eine 
schmale und in vielen Ergebnissen kontroverse 
Orientierungsbasis ^). Zwar scheinen die im Be­
richt für die verschiedenen Verkehrsträger und 
Fahrzeuggruppen erm ittelten Kostendeckungs­
sätze die seit langem genährten Vermutungen 
zu bestätigen, daß ein den Schwerlastverkehr 
gravierend begünstigendes Belastungsgefälle be­
steht. Die gewählte Methodik und die quantitati­
ven Ansätze sind jedoch auf herbe fachwissen­
schaftliche Kritik gestoßen ^). Angriffsflächen bie­
ten insbesondere die Überlastung der Rechener­
gebnisse m it kalkulatorischen Zinsen (Wiederbe­
schaffungswerte als Bezugsgrundlage), die ge­
ringe Bewertung von kollektiven Nutzungen 
(Staatsanteile), die Verwendung von höchst un­
sicheren Schlüsselungsverfahren fü r die Zurech­
nung der anteilig stark überwiegenden Gemein­
kosten sowie die methodische Unausgewogen­
heit bei der Gegenüberstellung von ermittelten 
Wegekosten und anrechenbaren Erträgen. Aus 
nahezu allen diesen Kritikpunkten ergibt sich 
eine verzerrte Optik zuungunsten des Güterkraft­
verkehrs.

. . .  mit vielen Fragezeiclien

Die Kritik mußte jedoch noch einen Schritt wei­
tergehen und die verwendete Kostenrechnungs­
methode selbst entscheidend in Frage stellen.

1) Damit soll die Wirksaml<eit der Investitionsprogramme mit den 
Schwerpunkten im kombinierten und Gieisansciilußverkehr nicht 
in Zweifel gezogen werden. Wichtig ist aber, daß auch das so­
genannte 250 Mül.-Programm durch die genannten Interventio­
nen abgestützt werden mußte.

2) Bericht über die Kosten der Wege des Eisenbahn-, Straßen- 
und Binnenschiffsverkehrs in der Bundesrepublik Deutschland, 
Bonn-Bad Godesberg Juli 1969.

3) So u. a. H. St. S e i d e n f u s und D. S t o o k h a u s e n :  
Die Kosten der Wege des Eisenbahn-, Straßen- und Binnenschiffs­
verkehrs in der Bundesrepublik Deutschland — Eine methoden­
kritische Stellungnahme, Göttingen 1969; R. W i l l e k e  u. G. 
A b e r I e ; Zur Lösung des Wegekostenproblems, Frankfurt 1970.
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Angesichts der bei den Verl<ehrswegen vorlie­
genden Kostenstrul<turen, bei denen die nicht 
direkt verkehrsabhängigen Kosten (Kapazitäts­
kosten) den mit großem Abstand überwiegenden 
Anteil ausmachen und bei denen zugleich eine 
sehr komplexe Verbundproduktion vorliegt, er­
scheint die Methode einer konventionellen Voll­
kostenrechnung bis zur Sinnlosigkeit überfor­
dert''). So g ib t der Wegekostenbericht fü r die 
dem Kraftverkehr dienenden Straßen 91,2%  vor­
gehaltene Kapazitätskosten und 8 ,8%  verkehrs­
abhängige Benutzungskosten (Grenzkosten) an. 
Die zur Aufschlüsselung der Kapazitätskosten 
auf die einzelnen Fahrzeugkategorien verwende­
ten Äquivalenzziffern sollen die flächenmäßige 
Straßenbeanspruchung zum Ausdruck bringen. 
Das dazu konkret verwendete Verfahren stellt 
einen bemerkenswerten Diskussionsbeitrag dar, 
der aber neben anderen mindestens ebenso 
plausiblen Vorgehensweisen steht und auch von 
einigen im Ausland verwendeten Schlüsselungs­
methoden abweicht. Doch letztlich entscheidend 
ist, daß sich der Versuch in jedem Fall auf ein 
unerreichbares Ziel richtet. Ein Gemeinkosten­
anteil von mehr als 90 %  kann bei komplex ver­
bundener Kapazitätsbeanspruchung einfach nicht 
beweiskräftig nach technischen Kausalitäten auf­
gespalten und zugerechnet werden. Dies ist be­
reits fü r ein zeitlich zurückliegendes Stichjahr 
unmöglich. Es wird gänzlich zur Willkür, wenn im 
Verhältnis zwischen den jeweils verfügbaren 
Straßenkapazitäten und deren Beanspruchung 
durch den gesamten Kraftverkehr nachhaltige 
Strukturwandlungen wirksam sind. So steigt nicht 
nur laufend der Anteil der Personenkraftwagen 
gegenüber dem der Nutzfahrzeuge. Auch im Pkw- 
Einsatz tr itt die konsumtive Seite des Wochen- 
end-, Erholungs- und Ferienverkehrs immer stär­
ker in den Vordergrund. An diesen Schwerpunkt­
verlagerungen orientieren sich bereits beträcht­
liche Teile der Straßenbauplanung und auch 
einige benutzungseinschränkende Regelungen, 
wie die Wochenendfahrverbote fü r Lastkraft­
wagen. Die Schlußfolgerung aus alledem ist offen­
sichtlich: Eine im Ergebnis eindeutig verursa­
chungsadäquate Aufschlüsselung der Kapazitäts­
kosten auf die Gruppen des Kraftverkehrs oder 
gar auf einzelne Fahrzeuggrößen muß als ein 
unlösbares Problem gelten.

Zusatzsteuer keine Harmonisierungshilfe

Unter dem Eindruck der Kritik ist der Wege­
kostenbericht als Gesamtkonzept und damit 
gleichzeitig der Ansatz zu einer umfassenden 
Behandlung der Wegekostenfrage aus den ver­
kehrspolitischen Überlegungen herausgenommen

Dies gilt zwar nicht für eine globale Faktorbindungsrechnung, 
vvohl aber für die im Bericht versuchte Zurechnung auf die ein­
zelnen Fahrzeugi<ategorien (Kostenträgerredinung).

worden. Aktuelle legislative Schritte zielen nur 
noch auf eine „wegekostenorientierte Ergän­
zungssteuer“ für den Schwerlastverkehr, und 
zwar als Ersatz für die auslaufende Straßengüter­
verkehrssteuer. Die Ausgestaltung dieser neuen, 
zur Kraftfahrzeug- und Mineralölsteuer hinzutre­
tenden Belastung ist zwar noch in der Schwebe. 
Als Basis fü r die Bestimmung des Belastungs­
niveaus und der Belastungsprogression nach den 
Achslastgewichten gelten jedoch die im Wege­
kostenbericht ausgewiesenen und nach Fahrzeug­
kategorien aufgeschlüsselten „Grenzkosten der 
Straßenbenutzung“ . ®) Damit würden die verkehrs­
abhängigen Straßenkosten, die mit 8 ,8%  der 
Gesamtkosten beziffert sind, praktisch allein dem 
Schwerlastverkehr zugeschlagen, und zwar größ­
tenteils nach einer dem AASHO-Road-Test fo l­
genden Progression m it der vierten Potenz des 
Gewichtes der Fahrzeugachsen. Bei diesem Vor­
gehen bleiben also die bei weitem überwiegen­
den Kapazitätskosten unberücksichtigt. Außerdem 
steht die Zurechnungskonstruktion selbst auf 
schmaler Erfahrungsbasis. Ohne Zweifel sind 
die Formeln des AASHO-Tests im Lichte neuerer 
Entwicklungen zu modifizieren; ihre Aussagen be­
treffen auch nur die Oberflächenbeschädigungen 
und nicht die laufende Unterhaltung. Unterstellt 
man ferner eine technisch mögliche und in An­
sätzen schon erkennbare Umstellung der Fahr­
zeugtypen im Sinne einer Vermehrung der Ach­
sen mit entsprechend reduzierten Einzelachs­
lasten, so verliert die Belastungssystematik jede 
Ausgewogenheit.

Damit drängt sich die fü r den Stand der Ver­
kehrsordnungsreform aufschlußreiche Folgerung 
auf, daß die Zusatzsteuer m it einem falschen 
Vorzeichen angeboten wird. Die Konstruktions­
grundlagen enthalten so viel an Unsicherheiten 
in der Prämissenwahl, daß es schwerfällt, auch 
nur einen ersten Schritt in Richtung auf das 
Harmonisierungsziel zu erkennen ^). Dagegen be­
halten die Elemente der Verkehrslenkung und des 
Fiskalinteresses primäres Gewicht. So g ilt die 
ungeschmälerte Weiterführung des steuerpoliti­
schen Flankenschutzes zugunsten der Eisenbahn 
als vorerst unverzichtbar. Ferner soll das bis­
herige Steueraufkommen möglichst erhalten und 
zumindest die Finanzierung des Programms zur

5) Aus den bislang im BMV erörterten Varianten scheint sich das 
folgende Modell herauszuschäien: Für die in die Zusatzbesteue­
rung einbezogenen Fahrzeuge wird zunächst ein Soci<elbetrag 
nach der effei<tiven oder einer als typisch unterstellten Jahres­
fahrleistung, z. B. mit 7 Pf. pro km, berechnet. Diesem Betrag 
werden dann die im Wegekostenbericht für die entsprechende 
Fahrzeuggröße angegebenen „Grenzkosten der Benutzung“ zu- 
geschiagen. Wird schließlich von dieser Summe die über den 
Kraftstoffverbrauch entrichtete Mineralölsteuer abgezogen, so soll 
die verbleibende Differenz als Zusatzsteuer erhoben werden.

<) Dieser Zweifel wäre insbesondere dann unabweisbar, wenn 
ais Bezugsgrundiage statt der tatsächlichen pauschalierte Jahres- 
fahrieistungen gewählt und zudem noch strukturpolitisch moti­
vierte Begünstigungen vorgesehen werden.
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Förderung des kombinierten Verkelirs und des 
Gleisanschlußverkehrs m it jährlich 250 Mill. DM 
gewährleistet bleiben. Von diesen interventioni­
stischen, der Anlaufphase des Leber-Plans zuge­
ordneten Zielvorgaben her ist auch die immer 
stärker vertretene Auffassung zu verstehen, daß 
zunächst nur eine „politische Lösung“ angestrebt 
werden könne. Sie weise aber immerhin eine 
„gewisse W egekostenorientierung“ auf und könne 
damit entgegen der bestehenden Lage als „EWG- 
konform“ gelten^).

So bleibt das Harmonisierungsproblem nach wie 
vor die offene Flanke des verkehrspolitischen 
Konsolidierungsprogramms. Diese Feststellung 
g ilt nicht nur für die Wegekostenfrage. Auch bei 
zahlreichen anderen die Wettbewerbsvorausset­
zungen wesentlich betreffenden Fragen — von 
EWG-einheitlichen Maßen und Gewichten für 
Lastkraftwagen bis zur Neubestimmung der Be­
tätigungsziele und Finanzstrukturen staatlicher 
Eisenbahngesellschaften -  sind die Überlegun­
gen zwar angelaufen und teilweise in einem fo rt­
geschrittenen Diskussionsstadium. Die Entschei­
dungen stehen jedoch noch aus, und nicht einmal 
ihre ordnungspolitische Tendenz ist verläßlich vor­
auszusehen.

Werkverkehr als Prüfstein

Kennzeichnend für das noch immer tastende 
Stadium der Verkehrsordnungspolitik ist die Ein­
ordnung und Behandlung des Werkfernverkehrs ®). 
An sich bildet der Einsatz eigener Fahrzeuge 
durch Produktions- und Handelsfirmen eine der 
Bedarfsdifferenzierung folgende arbeitsteilige Er­
gänzung des gewerblichen Verkehrsleistungsan­
gebots. Damit stellt er zugleich allerdings ein 
elastisches Korrektiv für den Preis- und Quali­
tätswettbewerb dar. Daß der Werkfernverkehr 
aber weit über seinen eigenen Leistungsbeitrag 
hinaus zum vermeintlichen Hauptstörenfried der 
Verkehrsmarktordnung werden konnte, erklärt 
sich aus der wechselseitigen Abhängigkeit zwi­
schen ihm und dem einer starren Kontingentie­
rung unterworfenen gewerblichen Güterfernver­
kehr. Diese Interdependenz v^ird für die aktuelle 
Beurteilung von den globalen und kurzfristig an­
gelegten Zielforderungen „Flankenschutz für den 
Schienenverkehr“ und „Straßenentlastung“ her 
betrachtet.

Trotz aller in der Substanz unabweisbaren Kritik 
ist eine bedarfsorientierte Auflockerung der für

7) Es ist allerdings noch völlig unklar, ob eine fristgerechte parla­
mentarische Verabschiedung der Ergänzungssteuer möglich sein 
wird, starke Kräfte befürworten bereits eine Prolongierung der 
Straßengüterverkehrssteuer trotz aller dem entgegenstehenden 
Absichtserklärungen und interfraktionellen Vereinbarungen.
8) Vgl. R. W i l l e k e  und G.  A b e r l e ;  Der Werkfernverkehr 
auf der Straße im System einer gesteuerten Wettbewerbsordnung 
in der Verkehrswirtschaft, Düsseldorf 1968.

das Gewerbe geltenden Fahrzeugkontingentierung 
und dam it eine Lösung fü r den Problemzusam­
menhang noch nicht in Sicht. M it ängstlicher 
Sorge um die Marktstellung der Bundesbahn 
blieb es selbst über die Kapazitätsanspannung 
der letzten Jahre hinweg bei einer äußerst re­
striktiven Handhabung. Nach der Korrektur von 
1964 kam es erst im Juni 1970 zu einer Anhe­
bung der Höchstzahlen, und zwar um ganze 5 °/o, 
wobei sich die Auswirkungen der Maßnahme noch 
durch Lieferfristen und Personalmangel verzögern. 
Diese harte Marktzutrittsbeschränkung drängt 
aber natürlich den W erkfernverkehr in eine künst­
lich forcierte Expansion, was wiederum die ge­
wellte Stärkung des Schienenverkehrsanteils zu 
unterlaufen scheint. Zur Abriegelung dieser Ein­
bruchstelle wurde der Werkfernverkehr schon seit 
1955 einer Sonderbesteuerung unterworfen, die 
im Rahmen der noch laufenden Straßengüterver­
kehrssteuer bis zum Fünffachen der vom Gewerbe 
zu tragenden Belastung reicht. Solch massiver 
Gegendruck konnte den Expansionstrend bre­
chen; während sich beim hochwertigen Fracht­
gut der weitere Anstieg verlangsamte, kam es 
beim Massengut zu einer rückläufigen Bewegung.

Doch die Stütze der interventionistischen Len­
kungssteuer besteht nur noch auf Zeit. Ihre Um­
bildung zu einer wegekostenorientierten Abgabe 
läßt die diskrim inierende Sonderbehandlung des 
Werkfernverkehrs nicht länger zu. Zum Ausgleich 
soll er deshalb in das Kontingentierungskonzept 
eingefügt und einem Lizenzierungsverfahren un­
terworfen werden. Doch von dieser Etikettierung 
abgesehen, besteht noch größte Unklarheit über 
die ordnungspolitische Weichenstellung m it aller 
Unsicherheit darüber, was als Expansionsbremse 
„erwünscht“ und zugleich rechtlich und politisch 
durchsetzbar erscheint. So reichen die in der 
Diskussion stehenden Vorstellungen von infor­
matorischen, transparenz- und anpassungsför­
dernden Marktgesprächen bis hin zur Festlegung 
von Vorzugsstellungen fü r d ie Eisenbahn und 
das Kraftverkehrsgewerbe, die dann dem Werk­
fernverkehr nur noch bei fehlendem Interesse der 
öffentlichen Verkehrsträger Raum geben würden. 
Daß damit zwei konträre Positionen angesprochen 
sind, ist klar. Doch es scheint vorerst, daß sich 
die verkehrspolitische Planung hierbei weniger 
an Leitbildern funktionsfähiger Marktordnungen 
als an den Sorgen über anstehende oder dro­
hende Verfassungsklagen zu orientieren hat.

Schwerpunkte einer Programmkorrektur

Halbzeit für den Leber-Plan, doch der Abschluß 
der Anlaufphase ist noch in keiner Weise ab­
zusehen. Die Bestrebungen im Harmonisierungs­
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bereich sind in eine Sacl<gasse geraten. Zur 
Wegel<ostenfrage bietet selbst die fü r den Güter- 
kraftverl^ehr vorbereitete Neuregelung im wesent­
lichen nur eine Fortsetzung der Politik verkehrs­
lenkender und auch fiskalisch m itmotivierter 
Stützung eines kompliziert geknüpften Systems 
von Marktregulierungen. So gelten die strengen 
Angebotsrestriktionen für den Straßengüterver­
kehr als ganz und gar unentbehrlich. Im ganzen 
ist es still geworden um die einst so betont vor­
getragene Logik, daß die Neuformierung der 
Verkehrsordnung in einem überschaubaren Pen­
delschlag von Harmonisierungs- und Liberalisie­
rungsschritten ablaufen werde.

Dies auszusprechen, bedeutet keine verständnis­
lose Kritik. Über die Schwierigkeiten und den 
Zeitbedarf des Reformweges hat es auf keiner 
Seite Zweifel gegeben. Auch daß sich die Span­
nungen in Teilen des Verkehrsablaufs trotz aller 
Aktivität noch weiter zuspitzen würden, und 
zwar hauptsächlich im Ballungsverkehr der Städte 
und Verdichtungsräume, ist klar vorausgesehen 
worden. Was dies betrifft, so wäre Enttäuschung 
gänzlich fehl am Platz.

Gleichwohl, die Bestandsaufnahme zwingt zu der 
weitreichenden Schlußfolgerung, daß die Grund­
züge und vor allem die Gewichtungen des Ver­
kehrspolitischen Programms beträchtlicher Kor­
rekturen bedürfen. Inzwischen ist deutlich ge­
worden, daß die Perspektive des Leber-Plans in 
einer viel zu kurzfristigen Sicht durch die Re­
zessionsfolgen geprägt war. So wurde der Last 
temporärer Kapazitätsüberhänge und überhaupt 
der Seite des Verkehrsaufkommens eine zu große 
Bedeutung beigemessen. Die Mengenentwicklung 
hat nun in den letzten drei Jahren alle Wunsch­
vorstellungen Überboten: doch statt einer durch­
greifenden Verbesserung des Wirtschaftsstatus 
zeigten sich erst jetzt die in w irtschaftlicher Sicht 
entscheidenden Systemschwächen. Sie liegen 
eindeutig in den Bereichen der Preisbildung, In­
vestitionsplanung und Finanzierung, wobei diese 
Ansatzpunkte einen Zusammenhang bilden.

Dies erweist sich zunächst schon beim Ziel der 
Wiedergewinnung des finanziellen Gleichgewichts 
der Eisenbahn. Hier ist die von einer Produktivi­
tätsprognose abgeleitete Schlußfolgerung unab­
weisbar geworden, daß selbst die maximale Aus­
schöpfung aller Rationalisierungsmöglichkeiten 
angesichts der längerfristigen Personalkostenent­
wicklung nicht ausreichen w ird, das Defizit im 
Konjunkturdurchschnitt nachhaltig zu senken. Die 
Sanierung der Eisenbahn in Richtung auf eine 
finanziell eigenwirtschaftliche Unternehmensfüh­
rung ist dann aber nur zu erreichen, wenn das 
Niveau der Eisenbahntarife stärker anzusteigen 
vermag als das allgemeine Preisniveau. Die Prä­

misse dieser Schlußfolgerung mag noch ange­
zweifeit werden. Die heute überschaubaren Ana­
lysen führen jedoch eindeutig zu dem Ergebnis, 
daß bei einer Fortsetzung des bisherigen Tarif­
anpassungstrends durch eine weitere Mengen­
zuführung allein das Sanierungsziel nicht erreicht 
werden kann.

Preispolitischer Ansatz

Aber auch fü r die Wegekostenfrage erfordern 
Fortschritte eine grundlegende Neuorientierung, 
die sich vom bisherigen kalkulatorischen Ansatz 
entschieden abhebt. Die Wegekostenrechnung ist 
nicht nur auf methodischen Unzulänglichkeiten 
aufgebaut, sie hat vielmehr im Hinblick auf die 
wirtschaftlichen Funktionen der Erhebung und 
Bemessung von Wegenutzungsentgelten falsche 
Akzente gesetzt. Denn von diesen Funktionen 
her heißt die Aufgabe nicht Kostenrechnung, son­
dern Preisbildung, wobei es fü r die jeweils vor­
handenen Verkehrswege um deren optimale 
Nutzung und für die Planung des Verkehrswege- 
ausbaus um die Gewinnung von nachfrageorien­
tierten Investitionsgewichten geht.

Die volle Bedeutung dieses neuen preispoliti­
schen Ansatzes fü r die wirtschaftliche Orientie­
rung der Verkehrswegepolitik erschließt sich je­
doch erst bei einer Einbeziehung des Finanzie­
rungsaspektes. Schon heute ist klar zu erkennen, 
daß sich die Finanzierungsenge zum eigentlichen 
M inimumfaktor nahezu aller weiteren verkehrs­
wirtschaftlichen Reformschritte entwickeln wird. 
Damit gewinnt nicht nur die Aufgabe entschei­
dendes Gewicht, eine rationale Rangordnung des 
Investitionsbedarfs zu bilden. Auch die Frage der 
Belastungsmethoden und Belastungsgewichte ver­
langt nach neuen Antworten. Die Lösungsmöglich­
keit, die ein Höchstmaß an wirtschaftlichen Vor­
teilen bietet, besteht aus einer Kombination von 
Preisbildung fü r Verkehrswegenutzung und Finan­
zierung der weiteren Investitionstätigkeit.

Die Idee eines „road-pric ing“ ist bislang vor­
nehmlich fü r die Sonderprobleme des städtischen 
Ballungsverkehrs modellhaft entwickelt und in 
diesem Zusammenhang auch schon intensiv dis­
kutiert worden. Ihr Anwendungsfeld kann aber 
sehr viel breiter abgesteckt werden. So zieht die 
Bildung von Sonderhaushalten fü r die Finanzie­
rung des Straßenbaus und damit als Basis für 
langfristig gesicherte Investitionsprogramme welt­
weites Interesse auf sich. Gewiß klafft zwischen 
wissenschaftlichen Empfehlungen dieser A rt und 
dem Möglichkeitsbereich gegenwärtiger Verkehrs­
politik  noch eine weite Lücke. Die härter werden­
den Anforderungen einer zukunftsgerechten In­
frastrukturpolitik lassen jedoch den Durchbruch 
zu neuen Lösungen erwarten.
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